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Erwägungen

E. 4
Auflage, 2019, Art. 47 StGB N 94 mit Hinweisen). Zu berücksichtigen ist ferner, dass die
Drogenhandelsaktivitäten vorliegend lediglich aufgrund der Festnahme des
Berufungsklägers ein Ende fanden. Es bestehen keinerlei Anhaltspunkte, dass er aus
eigenem Antrieb seine Aktivitäten eingestellt hätte. Dass es bei den in der Depotwohnung
gelagerten Betäubungsmitteln letztlich nicht zu Veräusserungen gekommen ist, kann dem
Berufungskläger entgegen seinem Dafürhalten (Plädoyer Berufungskläger
Berufungsverhandlung, Verhandlungsprotokoll Appellationsgericht S. 17, Akten S. 1531)
daher nicht wirklich zu seinen Gunsten berücksichtigt werden.

Im Zusammenhang mit der Betäubungsmittelmenge verweist die Verteidigung des
Berufungsklägers auf das vonSchlegel/Juckererarbeitete Strafzumessungsmodell und
erachtet eine Strafe von maximal zwei Jahren als angemessen (Plädoyer Berufungskläger
Berufungsverhandlung, Verhandlungsprotokoll Appellationsgericht S. 17, Akten S. 1531).
Dem kann indes nicht gefolgt werden. Zunächst ist festzuhalten, dass es sich bei den darin
vorgenommenen Rechnungen selbst gemäss den beiden Autoren nur um grobe
Vergleichsgrössen handelt, auf welche nicht schematisch abgestellt werden kann
(Schlegel/Jucker, a.a.O., Art. 47 StGB N 49; AGE SB.2017.138 vom 29. August 2018
E. 7.3.2.2, SB.2018.91 vom 10. Dezember 2020 E. 6.3.5, SB.2020.5 vom 11. September
2020 E. 4.3.1). Sodann mag es zwar zutreffen, dass das genannte Strafzumessungsmodell
bei einer Menge von 114 Gramm reinem Kokain eine Strafe von 21 Monaten (für einen
nicht geständigen und nicht süchtigen Täter, der die Menge in rund fünf Geschäften
umgesetzt hat) als angebracht erachtet, jedoch wird ausser Acht gelassen, dass der
Berufungskläger den Handel auch mit Heroin betrieben hatte und in der Depotwohnung
rund 250 Gramm reines Heroin sichergestellt wurde. Für eine Menge von 240 Gramm
reinem Heroin schlägt das Strafzumessungsmodell ein Strafmass von 30 Monate vor
(Schlegel/Jucker, a.a.O., Art. 47 StGB N 45). Wird ■ wie vorliegend ■ mit mehreren
Betäubungsmittelarten gehandelt, wäre ausserdem eine Um- und Zusammenrechnung
entsprechend dem mathematischen Verhältnis der Grenzmengen der bundesgerichtlichen
Rechtsprechung vorzunehmen (Schlegel/Jucker, a.a.O., Art. 47 StGB N 45a), womit die
rechnerische Gesamtmenge rund 324 Gramm reinem Heroin entsprechen und das Strafmass
folglich zwischen 30 und 36 Monate zu fallen kommen würde (Schlegel/Jucker, a.a.O.,
Art. 47 StGB N 45).

4.2.2.3Der Berufungskläger agierte in Basel als Mitglied einer gut strukturierten
Drogenbande. So waren die Aufgaben innerhalb der Bande klar aufgeteilt: Der
Geldrückfluss an die Bande sowie die Bereitstellung der Betäubungsmittel erfolgten durch
andere Bandenmitglieder. Ausserdem wurde der Mietzins der Depotwohnung von der
Drogenbande beglichen. Wie bereits das Strafgericht zu Recht festgestellt hat, kommt dem



Berufungskläger innerhalb der Bande dagegen zunächst die Rolle eines Depothalters zu. So
trat er als Mieter der Wohnung auf, in welcher die Betäubungsmittel gelagert wurden, und
es wurde ihm in seinem Handeln relativ grosse Freiheiten gelassen. Dies zeigt sich nicht
zuletzt dadurch, dass der Berufungskläger bei Bedarf selbst ab den (noch) in grösseren
Verpackungen gelagerten Betäubungsmitteln konsumierte. Ebenso wurde dargelegt, dass
der Berufungskläger ■ entgegen seinen gegenteiligen Behauptungen ■ frei in der Wohnung
ein- und ausgehen konnte, wobei er bei den Drogenauslieferungen offenbar als
Sicherheitsmassnahme für die Depotwohnung den Wohnungsschlüssel vor dem Wohnhaus
deponierte.

Es ist dem Berufungskläger jedoch dahingehend zu folgen, dass er gegen aussen exponierte
Aufgaben wahrzunehmen hatte. So war die Depotwohnung auf seinen Namen gemietet und
er war für die Entgegennahme von Bestellungen sowie vor allem für deren Auslieferung
zuständig, womit er einem grossen Entdeckungsrisiko ausgesetzt war. Insofern dürfte der
Berufungskläger leicht auswechselbar für die dahinterstehende Organisation gewesen sein.
Das Strafgericht hat allerdings zu Recht berücksichtigt, dass der Berufungskläger dabei ■
im Gegensatz etwa zu Bodypackern, welche Drogenpakete im Körperinnern transportieren
■ keinen gesundheitlichen Risiken ausgesetzt war. Die rein theoretischen Ausführungen,
dass sich aus dem Direktkontakt mit Drogenabhängigen, welche auf Entzug sind,
gefährliche Situationen entwickeln könnten (Berufungsbegründung Rz. 12, Akten S. 1454),
vermögen die grossen Risiken von Bodypackern nicht ansatzweise aufzuwiegen. Sodann
nicht erstellt ist, dass der Berufungskläger Kontakt zu hochrangigen Hintermännern gehabt
hätte. Ebenso nicht bekannt ist, ob der Berufungskläger genaue Kenntnisse der
dahinterstehenden Organisationsstruktur hatte. Der Berufungskläger hatte zwar auch keine
ihm unterstellten Bandenmitglieder. Die hiesigen Drogenhandelsaktivitäten nahm der
Berufungskläger jedoch weitestgehend selbständig vor; die vom Berufungskläger
behauptete hierarchische Unterordnung gegenüber dem Mitbeschuldigten und die
andauernde Überwachung durch diesen sind klarerweise zu verwerfen. Richtig ist, dass dem
Berufungskläger die Bandenzugehörigkeit in der Schweiz nur während rund zwei Wochen
vorgeworfen werden kann; eine längere Dauer ist, wie er zu Recht einwendet, nicht
nachgewiesen und kann nicht zu seinen Ungunsten gewichtet werden. Es handelt sich
mithin um eine vergleichsweise kurze Dauer, was allerdings ■ wie bereits erwähnt ■
dadurch einzuschränken ist, dass seine Drogenhandelsaktivitäten lediglich aufgrund seiner
Verhaftung ein Ende fanden und diese, wie das Strafgericht zu Recht erwog, relativ intensiv
ausgefallen sind. Das zeigt zugleich, dass der Berufungskläger nicht nur für einmalige
Dienste, sondern für einen längeren Zeitraum in die Organisation integriert gewesen ist.

Die unterste Hierarchiestufe gemäss StrafzumessungsmodellEugster/Frischknechtist u.a.
auf süchtige Täter in der Endverbraucherszene zugeschnitten, welche etwa selber nicht
Mitglied der Organisation sind, lediglich weisungsgebunden Hilfsdienste ohne
Selbständigkeit oder Entscheidbefugnisse ausgeübt haben oder die auch keinen direkten
Zugriff auf grössere Mengen an Betäubungsmitteln gehabt haben. Sofern eine Integration in
der Drogenorganisation auf eine bestimmte Zeit etwa für Verkaufshandlungen an
Endverbraucher vorliegt, spricht dies hingegen eher für die Hierarchiestufe 4
(Eugster/Frischknecht, a.a.O., S. 336 f.). Der Berufungskläger ist aufgrund der vorgehenden
Ausführungen in Übereinstimmung mit dem Strafgericht als Depothalter und Läufer zu
qualifizieren und der Hierarchiestufe 4 zuzuordnen. Dass der Berufungskläger keine
Kenntnisse der Organisationsstruktur und keine Unterstellten hatte, die Geldbeträge



weitergegeben hat und gegen aussen exponiert sowie leicht auswechselbar war, schadet
nicht, sind entsprechende Merkmale doch auch bei Personen auf der vierten Hierarchiestufe
regelmässig auszumachen (Eugster/Frischknecht,a.a.O., S. 336). Jedoch ist der
Berufungskläger aus diesen Gründen innerhalb der Hierarchiestufe am unteren Rand
anzusiedeln. Für die Hierarchiestufe 4 schlagen die beiden Autoren eine Einsatzstrafe von
zwischen drei und fünf Jahren vor (vgl.Eugster/Frischknecht,a.a.O., S. 336).

Auch dass der Mitbeschuldigte in derselben Hierarchiestufe zugeordnet wurde, ist nicht zu
beanstanden. Er hat zwar weniger gegen aussen exponierte Aufgaben wahrgenommen und
war in erster Linie für die weitere Streckung und Abpackung der Betäubungsmittel in der
Wohnung verantwortlich. Dies dürfte aber vielmehr dem Umstand geschuldet sein, dass der
Berufungskläger aufgrund seiner Sprachkenntnisse die Verkaufshandlungen besser
abwickeln konnte. Der Berufungskläger und der Mitbeschuldigte haben den in ihrem
Aufgabenbereich durchgeführten Drogenhandel, wie dargelegt, arbeitsteilig vorgenommen.
Auch dürfte der Mitbeschuldigte für die Drogenbande ebenso leicht auswechselbar gewesen
sein, hätte er ansonsten wohl nicht in der gleichen Wohnung wie der Berufungskläger
logiert. Das vorliegende Verfahren zeigt denn auch, dass mit der Entdeckung des
Berufungsklägers auch der Mitbeschuldigte von der Polizei verhaftet wurde.

4.2.3In subjektiver Hinsicht ist zu berücksichtigen, dass der Berufungskläger
direktvorsätzlich handelte und seine Motivation in erster Linie finanzieller Natur war. Dass
das Appellationsgericht der vom Berufungskläger geschilderten Drohkulisse keinen
Glauben schenkt, wurde eingehend dargelegt und es kann auf die entsprechenden
Erwägungen verwiesen werden (E. 2.3.1 oben). Ebenfalls wurde bereits dargelegt, dass
nicht die Rede sein kann, dass der Berufungskläger an einer Suchterkrankung gelitten hätte;
für den vom Berufungskläger geltend gemachten «kalten Entzug» gibt es keine Anzeichen
(vgl. E. 2.3.3 oben). Der Eigenkonsum muss vielmehr als beiläufig bezeichnet werden,
weshalb die Beweggründe für die Deliktsbegehung weder in einer anhaltenden
Bedrohungslage noch im Suchtdruck gesehen werden können. Zu Recht verwarf das
Strafgericht auch eine finanzielle Notlage als Motiv. Wie ausgeführt, ist zu Gunsten des
Berufungsklägers zwar davon auszugehen, dass er in seinem Heimatland gewisse Schulden
angehäuft hat. Eine eigentliche finanzielle Notlage ist dadurch freilich nicht belegt.
Vielmehr hatte der Berufungskläger gemäss seinen eigenen Angaben vor der
Corona-Pandemie in seinem Heimatland eine Anstellung, bei der er EUR 700.■ bis 800.■
verdient habe (Verhandlungsprotokoll Appellationsgericht S. 4, Akten S. 1518) und belegen
die aktenkundigen Reisetätigkeiten u.a. auch mit seiner Familie in die Schweizer Berge,
welche vor dem ihm vorgeworfenen Zeitraum der Drogenhandelsaktivitäten zeitigen, dass
sich der Berufungskläger nicht in einer derartigen finanziellen Notlage befunden haben
konnte. Es ist daher davon auszugehen, dass der Berufungskläger es schlicht vorzog, dem
lukrativeren Betäubungsmittelhandel in der Schweiz nachzugehen. Daran ändert auch
nichts, dass unklar geblieben ist, was sein konkreter Verdienst aus dem Drogenhandel
gewesen ist bzw. gewesen wäre. Mit dem Strafgericht ist der Berufungskläger daher als
Moneydealer zu bezeichnen. Ob er dies nun, wie vom Strafgericht ausgeführt und vom
Berufungskläger moniert, im Wissen um die hohe Wahrscheinlichkeit, früher oder später
aufzufliegen und festgenommen zu werden, getan hat, ist ohne Belang.

4.2.4In Anbetracht der gesamten Umstände erscheint es in Bestätigung des angefochtenen
Urteils angemessen, den Berufungskläger am untersten Rand der vierten Hierarchiestufe
anzusiedeln und die Einsatzstrafe auf drei Jahre festzusetzen. Ebenso kann dem Strafgericht



mit der Verschärfung um drei Monate ohne weiteres gefolgt werden; einerseits für die vom
Strafgericht erwähnte Erfüllung zweier Qualifikationsmerkmale, in untergeordnetem Mass
andererseits aber auch für die Drogenhandelsaktivitäten mit zwei gefährlichen
Betäubungsmittelarten jeweils weit über der Menge für den mengenmässig qualifizierten
Fall. Somit erscheint für das Verbrechen gegen das Betäubungsmittelgesetz vor
Berücksichtigung der Täterkomponente und weiterer allfälliger Strafminderungsgründe
eine Freiheitsstrafe von 39 Monaten als angemessen.

4.3      Mehrfache Übertretung gegen das Betäubungsmittelgesetz

4.4      Täterkomponente

4.5      Ergebnis

5.         Landesverweisung und SIS-Eintrag

5.1Der Berufungskläger ist albanischer Staatsangehöriger und hat die zur Diskussion
stehenden Betäubungsmitteldelikte nach der am 1. Oktober 2016 in Kraft getretenen und in
Art. 66a ff. StGB geregelten Landesverweisung verübt. Er wird zweitinstanzlich u.a. wegen
Verbrechens gegen das Betäubungsmittelgesetz nach Art. 19 Abs. 2 BetmG, einer
Katalogtat gemäss Art. 66a Abs. 1 lit. o StGB, verurteilt. Somit sind die Voraussetzungen
einer obligatorischen Landesverweisung erfüllt.

5.2Von der (obligatorischen) Landesverweisung kann nur ausnahmsweise abgesehen
werden, wenn sie kumulativ einen schweren persönlichen Härtefall bewirken würde und die
öffentlichen Interessen an der Landesverweisung gegenüber den privaten Interessen des
Ausländers am Verbleib in der Schweiz nicht überwiegen (Art. 66a Abs. 2 StGB). Die
Härtefallklausel dient der Umsetzung des Verhältnismässigkeitsprinzips (vgl. Art. 5 Abs. 2
BV). Sie ist restriktiv anzuwenden (BGE 146 IV 105 E. 3.4.2; 145 IV 364 E. 3.2; 144 IV
332 E. 3.3.1, publ. in: Pra 2019 S. 698, 707). Die strafrechtliche Landesverweisung führt
nach dem Willen des Gesetzgebers zu einer klaren Verschärfung der bisherigen
ausländerrechtlichen Ausweisungspraxis (BGE 145 IV 55 E. 3.4 und E. 4.3). Namentlich
bei Straftaten von Ausländern gegen das Betäubungsmittelgesetz «hat sich das
Bundesgericht hinsichtlich der Ausweisung zwecks Verhinderung neuer Straftaten zur
Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit stets rigoros gezeigt. Eine qualifizierte
Widerhandlung gegen das Betäubungsmittelgesetz aus rein pekuniären Motiven gilt als
schwere Straftat, von welcher eine schwerwiegende Gefahr für die öffentliche Ordnung
ausgeht. Das öffentliche Interesse an der Verhinderung von derartigen Taten ist als stark zu
gewichen» (BGer 6B_1375/2019 vom 19. November 2020 E. 3.3.1, 6B_1424/2019 vom 15.
September 2020 E. 3.4.10 m.w.H.). Zur kriteriengeleiteten Prüfung des Härtefalls im Sinne
von Art. 66a Abs. 2 StGB lässt sich der Kriterienkatalog der Bestimmung über den
«schwerwiegenden persönlichen Härtefall» in Art. 31 Abs. 1 der Verordnung vom
24. Oktober 2007 über Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit (VZAE; SR 142.201)
heranziehen (BGE 146 IV 105 E. 3.4.2, 144 IV 332 E. 3.3.2; vgl. auch BGer 6B_689/2019
vom 25. Oktober 2019 E. 1.7). Zu berücksichtigen sind namentlich der Grad der
(persönlichen und wirtschaftlichen) Integration, die Familienverhältnisse, die finanzielle
Situation, die Dauer der Anwesenheit in der Schweiz, der Gesundheitszustand der
betroffenen Person und die Möglichkeiten für eine Wiedereingliederung im Heimatstaat.
Weiter sind strafrechtliche Elemente zu berücksichtigen, namentlich ist Rückfallgefahr,
wiederholter Delinquenz und den Resozialisierungschancen Rechnung zu tragen (vgl. BGer
6B_873/2018 vom 15. Februar 2019 E. 3.1 m.w.H.; vgl.deWeck, OFK Migrationsrecht, 5.



Auflage, Zürich 2019, Art. 66a StGB N 21).

5.3Der Berufungskläger ist weder in der Schweiz geboren noch hier aufgewachsen. Er hat
seinen Wohnsitz in Albanien und weist keinerlei familiäre oder berufliche Verbindungen
zur Schweiz auf. Wie das Strafgericht zu Recht erwog, ist aufgrund der Tatsachen davon
auszugehen, dass er lediglich in die Schweiz gereist ist, um hier dem
Betäubungsmittelhandel nachzugehen. Es sind keinerlei Gründe erkennbar, welche für die
Annahme eines Härtefalls sprechen würden. Wird das Vorliegen eines Härtefalls verneint,
erübrigt sich die Prüfung eines persönlichen überwiegenden Interesses. Auch
Vollzugshindernisse im Sinne von Art. 66d StGB sind nicht ersichtlich. Der
Berufungskläger hatte zwar eine deutsche Aufenthaltsbewilligung, welche mittlerweile
jedoch offensichtlich widerrufen wurde (vgl. dazu auch die Ausführungen der
Verteidigung: Verhandlungsprotokoll Strafgericht S. 27 f., Akten S. 1282 f.). Wie das
Strafgericht überdies zu Recht erwähnt, hielt sich der Berufungskläger nicht zur Aufnahme
einer legalen Erwerbstätigkeit in der Schweiz auf, weshalb er sich ohnehin nicht auf das
Freizügigkeitsabkommen berufen könnte. Dass im Fall eines Schuldspruchs wegen
Verbrechens gegen das Betäubungsmittelgesetz eine Landesverweisung auszusprechen ist,
wird vom Berufungskläger denn auch gar nicht abgestritten. Vielmehr richtet sich seine
Eventualbegründung gegen die Dauer sowie den Eintrag ins Schengener
Informationssystem.

5.5

5.5.1Albanien ist kein Mitgliedsstaat des Schengenraums, weshalb mit der Anordnung der
Landesverweisung gegenüber dem Beschuldigten zu prüfen, ob die Ausschreibung der
Landesverweisung im Schengener Informationssystem (SIS) anzuordnen ist (Art. 20 der
N-SIS-Verordnung vom 8. März 2013). Besteht aufgrund des vom Drittstaatsangehörigen
verübten Delikts eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung, was unter
anderem dann der Fall ist, wenn der Drittstaatsangehörige in einem Mitgliedstaat wegen
einer Straftat verurteilt wurde, die mit Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr bedroht
ist, kann er zur Einreiseverweigerung ausgeschrieben werden (Art. 24 Ziff. 2 lit. a der
Verordnung [EU] Nr. 2018/1861 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28.
November 2018 über die Einrichtung, den Betrieb und die Nutzung des Schengener
Informationssystems [SIS] im Bereich der Grenzkontrollen, zur Änderung des
Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen und zur
Änderung und Aufhebung der Verordnung [EG] Nr. 1987/2006; vgl. dazu SR
0.362.380.085; BGE 146 IV 172 E. 3, BGer 6B_1178/2019 vom 10. März 2021 E. 4.6; vgl.
auch Urteile des Bundesverwaltungsgerichts C-4372/2015 vom 25. Mai 2016 E. 6.2; vgl.
auch Urteile C-7594/2014 vom 12. April 2016 E. 6.3; C-7086/2014 vom 14. Oktober 2015
E. 6.3; C-5578/2013 vom 8. Januar 2015 E. 6.4;de Weck, a.a.O., Art. 66a StGB N
33;Zurbrügg/Hruschka, in: Basler Kommentar, 4. Auflage, 2019, vor Art. 6a-66d StGB N
95). Indes ist im Sinne einer kumulativen Voraussetzung stets zu prüfen, ob von der
betroffenen Person eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung ausgeht. Damit
wird dem in Art. 21 SIS-II-Verordnung verankerten Verhältnismässigkeitsprinzip
Rechnung getragen. An die Annahme einer solchen Gefahr sind jedoch keine allzu hohen
Anforderungen zu stellen. Nicht verlangt wird, dass das «individuelle Verhalten der
betroffenen Person eine tatsächliche, gegenwärtige und hinreichend schwere Gefährdung
darstellt, die ein Grundinteresse der Gesellschaft berührt» (BGer 6B_1178/2019 vom 10.
März 2021 E. 4.5, 4.7.2, 4.8). Dass bei der Legalprognose eine konkrete Rückfallgefahr



verneint und die Strafe bedingt ausgesprochen wurde, steht einer Ausschreibung der
Landesverweisung im SIS daher nicht entgegen (vgl. Urteil 6B_739/2020 vom 14. Oktober
2020 E. 2.2). Ebenso wenig setzt Art. 24 Ziff. 2 SIS-II-Verordnung die Verurteilung zu
einer «schweren» Straftat voraus, sondern es genügen eine oder mehrere Straftaten, die
einzeln betrachtet oder in ihrer Gesamtheit von einer «gewissen» Schwere sind, unter
Ausschluss von blossen Bagatelldelikten. Entscheidend ist zudem nicht das Strafmass,
sondern in erster Linie die Art und Häufigkeit der Straftaten, die konkreten Tatumstände
sowie das übrige Verhalten der betroffenen Person. Schliesslich dürfen nur Einreiseverbote
im SIS ausgeschrieben werden, die in Beachtung der nationalen Verfahrensregeln und auf
der Grundlage einer individuellen Bewertung ergingen (Art. 24 Ziff. 1 SIS-II-Verordnung).
Art. 24 Abs. 1 lit. a der Verordnung (EU) 2018/1861 stellt klar, dass diese individuelle
Bewertung eine Beurteilung der persönlichen Umstände des betreffenden
Drittstaatsangehörigen und der Auswirkungen der Einreise- und Aufenthaltsverweigerung
für den betreffenden Drittstaatsangehörigen umfassen muss. Damit soll sichergestellt
werden, dass nur grundrechtskonforme Einreiseverbote Eingang ins SIS finden (BGer
6B_1178/2019 vom 10. März 2021 E. 4.8). Art. 24 SIS-II-Verordnung und Art. 24 der
Verordnung (EU) 2018/1861 verpflichten die Schengen-Staaten nicht zum Erlass von
Einreiseverboten. Kommt es gestützt auf das nationale Recht wegen eines strafbaren
Verhaltens im Sinne von Art. 24 Ziff. 2 lit. a SIS-II-Verordnung indes zu einer
Landesverweisung und sind die zuvor erwähnten Voraussetzungen erfüllt, d.h. ist eine
Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung im Sinne von Art. 24 Ziff. 2
SIS-II-Verordnung zu bejahen, ist die Ausschreibung des Einreiseverbots im SIS
grundsätzlich verhältnismässig und folglich vorzunehmen (BGE 146 IV 172E. 3.2.2).

Den übrigen Schengen-Staaten steht es frei, die Einreise in ihr Hoheitsgebiet im Einzelfall
aus humanitären Gründen oder Gründen des nationalen Interesses oder aufgrund
internationaler Verpflichtungen dennoch zu bewilligen (Art. 6 Abs. 5 lit. c Schengener
Grenzkodex; vgl. auch Art. 25 Abs. 1 lit. a der Verordnung [EG] Nr. 810/2009 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über einen Visakodex der
Gemeinschaft [nachfolgend: Visakodex; ABl. L 243 vom 15. September 2009 S. 1). Die
Souveränität der übrigen Schengen-Staaten wird insofern durch die in der Schweiz
ausgesprochene Landesverweisung, welche ausschliesslich für das Hoheitsgebiet der
Schweiz gilt, nicht berührt (BGE 146 IV 172E. 3.2.3; Urteil 6B_509/2019 vom 29. August
2019 E. 3.3; zum Ganzen BGer 1178/2019 vom 10. März 2021 E. 4.9).

5.5.2Durch die vorliegende Verurteilung zum Verbrechen gegen das
Betäubungsmittelgesetz nach Art. 19 Abs. 2 BetmG ist das vorgeschriebene
Höchststrafmass von einem Jahr klarerweise erfüllt (Art. 24 Ziff. 2 lit. a der
SIS-II-Verordnung; BGE 147 IV 340 E. 4.6). Bleibt zu klären, ob auch die konkrete
Interessenlage für die Angemessenheit der Eintragung spricht. Der Berufungskläger hat sich
mit dem Verbrechen gegen das Betäubungsmittelgesetz nach Art. 19 Abs. 2 BetmG einer
schweren Straftat schuldig gemacht. Zudem betrieb er den Betäubungsmittelhandel gleich
mit zwei der gefährlicheren Betäubungsmittelarten (Kokain und Heroin). Seine
Drogenhandelsaktivitäten fanden nur aufgrund der Verhaftung ein Ende. Kommt hinzu,
dass der Berufungskläger sich einer aus dem Ausland agierenden
Drogenhandelsorganisation angeschlossen hat, um dem hiesigen Drogenhandel
nachzugehen. Insoweit liegt ein grenzüberschreitender, internationaler Sachverhalt vor.
Sodann ist dem Berufungskläger aufgrund der bereits mehrfach erwähnten einschlägigen



Vorstrafen in Deutschland insbesondere auch hinsichtlich von Betäubungsmitteldelikten
eine getrübte Legalprognose zu attestieren. Vom Berufungskläger geht aufgrund all dieser
Umstände eine grosse Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung aus.

Es mag zwar, wie von ihm geltend gemacht, sein, dass der Berufungskläger eine längere
Zeit in Deutschland wohnhaft war und einen Sohn aus einer früheren Ehe in Deutschland
hat. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass der Berufungskläger mittlerweile zusammen mit
seiner (übrigen) Kernfamilie (zu diesem Begriff vgl. statt vieler BGE 144 I 266 E. 3.3) in
Albanien lebt und es ist deshalb davon auszugehen, dass der Kontakt zu seinem Kind in
Deutschland seither mehrheitlich mittels elektronischer Hilfsmittel und/oder sporadischen
Besuchen erfolgte und auch in Zukunft erfolgen wird. Gemäss seinen Angaben ist seine in
Albanien wohnhafte Tochter mittlerweile ungefähr 16 Jahre alt (vgl. E. 4.4.1 oben), womit
darüber hinaus die Vermutung naheliegt, dass sein Kind aus erster Ehe bereits volljährig ist
oder kurz vor der Volljährigkeit steht. Es erscheint daher durchaus zumutbar, dass sein
Kind den Berufungskläger in Albanien besuchen kommt. Dass der Berufungskläger auch
seine übrigen im Schengenraum lebenden Familienangehörigen nicht besuchen kann, hat er
hinzunehmen. Dies vermag jedenfalls nicht, die grosse Gefahr, welche vom
Berufungskläger für die öffentliche Sicherheit und Ordnung ausgeht, aufzuwiegen.

Insgesamt spricht damit auch die konkrete Interessenlage für die Angemessenheit der
Eintragung der Landesverweisung im SIS. Die Landesverweisung ist somit im SIS
einzutragen.
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